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Richtlinie 2003/4/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Umweltinformationen  

und zur Aufhebung der Richtlinie 90/313/EWG des Rates 
vom 28. Januar 2003 (ABl. EU Nr. L 41 S.26) 

 
 

Artikel 1 
Ziele 

Mit dieser Richtlinie werden folgende Ziele verfolgt: 
a) die Gewährleistung des Rechts auf Zugang zu Umweltinformationen, die bei Behörden vorhanden sind 

oder für sie bereitgehalten werden, und die Festlegung der grundlegenden Voraussetzungen und prak-
tischer Vorkehrungen für die Ausübung dieses Rechts sowie 

b) die Sicherstellung, dass Umweltinformationen selbstverständlich zunehmend öffentlich zugänglich ge-
macht und verbreitet werden, um eine möglichst umfassende und systematische Verfügbarkeit und 
Verbreitung von Umweltinformationen in der Öffentlichkeit zu erreichen. Dafür wird die Verwendung ins-
besondere von Computer-Telekommunikation und/oder elektronischen Technologien gefördert, soweit 
diese verfügbar sind. 

 
 

Artikel 2 
Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck: 
1. „Umweltinformationen" sämtliche Informationen in schriftlicher, visueller, akustischer, elektronischer 

oder sonstiger materieller Form über 
a) den Zustand von Umweltbestandteilen wie Luft und Atmosphäre, Wasser, Boden, Land, Landschaft 

und natürliche Lebensräume einschließlich Feuchtgebiete, Küsten und Meeresgebiete, die Artenviel-
falt und ihre Bestandteile, einschließlich genetisch veränderter Organismen, sowie die Wechselwir-
kungen zwischen diesen Bestandteilen, 

b) Faktoren wie Stoffe, Energie, Lärm und Strahlung oder Abfall einschließlich radioaktiven Abfalls, E-
missionen, Ableitungen oder sonstiges Freisetzen von Stoffen in die Umwelt, die sich auf die unter 
Buchstabe a) genannten Umweltbestandteile auswirken oder wahrscheinlich auswirken, 

c) Maßnahmen (einschließlich Verwaltungsmaßnahmen), wie z. B. Politiken, Gesetze, Pläne und Pro-
gramme, Umweltvereinbarungen und Tätigkeiten, die sich auf die unter den Buchstaben a) und b) 
genannten Umweltbestandteile und -faktoren auswirken oder wahrscheinlich auswirken, sowie Maß-
nahmen oder Tätigkeiten zum Schutz dieser Elemente, 

d) Berichte über die Umsetzung des Umweltrechts, 
e) Kosten/Nutzen-Analysen und sonstige wirtschaftliche Analysen und Annahmen, die im Rahmen der 

unter Buchstabe c) genannten Maßnahmen und Tätigkeiten verwendet werden, und 
f) den Zustand der menschlichen Gesundheit und Sicherheit gegebenenfalls einschließlich der Konta-

mination der Lebensmittelkette, Bedingungen für menschliches Leben sowie Kulturstätten und Bau-
werke in dem Maße, in dem sie vom Zustand der unter Buchstabe a) genannten Umweltbestandteile 
oder - durch diese Bestandteile - von den unter den Buchstaben b) und c) aufgeführten Faktoren, 
Maßnahmen oder Tätigkeiten betroffen sind oder sein können; 

2. „Behörde" 
a) die Regierung oder eine andere Stelle der öffentlichen Verwaltung, einschließlich öffentlicher bera-

tender Gremien, auf nationaler, regionaler oder lokaler Ebene, 
b) natürliche oder juristische Personen, die aufgrund innerstaatlichen Rechts Aufgaben der öffentlichen 

Verwaltung, einschließlich bestimmter Pflichten, Tätigkeiten oder Dienstleistungen im Zusammen-
hang mit der Umwelt, wahrnehmen, und 



UmweltR  1.1.3.2 

 
2 

Version 04/2007
Vorschriftensammlung der Gewerbeaufsicht Baden-Württemberg

 

c) natürliche oder juristische Personen, die unter der Kontrolle einer unter Buchstabe a) genannten 
Stelle oder einer unter Buchstabe b) genannten Person im Zusammenhang mit der Umwelt öffentli-
che Zuständigkeiten haben, öffentliche Aufgaben wahrnehmen oder öffentliche Dienstleistungen 
erbringen. 

Die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass diese Begriffsbestimmung keine Gremien oder Einrichtun-
gen umfasst, soweit sie in gerichtlicher oder gesetzgebender Eigenschaft handeln. Wenn ihre verfas-
sungsmäßigen Bestimmungen zum Zeitpunkt der Annahme dieser Richtlinie kein Überprü-
fungsverfahren im Sinne von Artikel 6 vorsehen, können die Mitgliedstaaten diese Gremien oder Ein-
richtungen von dieser Begriffsbestimmung ausnehmen; 

3. „bei einer Behörde vorhandene Informationen" Umweltinformationen, die sich in ihrem Besitz befinden 
und die von dieser Behörde erstellt worden oder bei ihr eingegangen sind; 

4. „für eine Behörde bereitgehaltene Informationen" Umweltinformationen, die materiell von einer natürli-
chen oder juristischen Person für eine Behörde bereitgehalten werden; 

5. „Antragsteller" eine natürliche oder juristische Person, die Zugang zu Umweltinformationen beantragt; 
6. „Öffentlichkeit" eine oder mehrere natürliche oder juristische Personen und, in Übereinstimmung mit 

den innerstaatlichen Rechtsvorschriften oder der innerstaatlichen Praxis, deren Vereinigungen, Organi-
sationen oder Gruppen. 

 
 

Artikel 3 
Zugang zu Umweltinformationen auf Antrag 

(1) Die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass Behörden gemäß den Bestimmungen dieser Richtlinie ver-
pflichtet sind, die bei ihnen vorhandenen oder für sie bereitgehaltenen Umweltinformationen allen Antragstel-
lern auf Antrag zugänglich zu machen, ohne dass diese ein Interesse gelten zu machen brauchen. 
 
(2) Umweltinformationen sind dem Antragsteller vorbehaltlich des Artikels 4 und unter Berücksichtigung 
etwaiger vom Antragsteller angegebener Termine wie folgt zugänglich zu machen: 
a) so bald wie möglich, spätestens jedoch innerhalb eines Monats nach Eingang des Antrags bei der 

Behörde nach Absatz 1 oder 
b) innerhalb von zwei Monaten nach Eingang des Antrags bei der Behörde, falls die Information derart 

umfangreich und komplex ist, dass die unter Buchstabe a) genannte einmonatige Frist nicht eingehal-
ten werden kann. In diesem Fall ist dem Antragsteller die Verlängerung der Frist unter Angabe von 
Gründen so bald wie möglich, in jedem Fall jedoch vor Ablauf der einmonatigen Frist, mitzuteilen. 

 
(3) Ist ein Antrag zu allgemein formuliert, so fordert die Behörde den Antragsteller so bald wie möglich, 
spätestens jedoch innerhalb der in Absatz 2 Buchstabe a) vorgesehenen Frist, auf, den Antrag zu präzisie-
ren, und unterstützt ihn dabei, indem sie ihn beispielsweise über die Nutzung der in Absatz 5 Buchstabe c) 
genannten öffentlichen Verzeichnisse unterrichtet. Die Behörden können in Fällen, in denen ihnen dies an-
gemessen erscheint, den Antrag gemäß Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe c) ablehnen. 
 
(4) Falls ein Antragsteller eine Behörde ersucht, ihm Umweltinformationen in einer bestimmten Form oder 
einem bestimmten Format (beispielsweise als Kopie) zugänglich zu machen, so entspricht die Behörde die-
sem Antrag, es sei denn, 
a) die Informationen sind bereits in einer anderen, den Antragstellern leicht zugänglichen Form bzw. 

einem anderen, den Antragstellern leicht zugänglichen Format, insbesondere gemäß Artikel 7, öffent-
lich verfügbar, oder 

b) es ist für die Behörde angemessen, die Informationen in einer anderen Form bzw. einem anderen 
Format zugänglich zu machen; in diesem Fall sind die Gründe für die Wahl dieser anderen Form bzw. 
dieses anderen Formats anzugeben. 

Zur Durchführung dieses Absatzes bemühen sich die Behörden in angemessener Weise darum, dass die 
bei ihnen vorhandenen oder für sie bereitgehaltenen Umweltinformationen in unmittelbar reproduzierbaren 
und über Computer-Telekommunikationsnetze oder andere elektronische Mittel zugänglichen Formen oder 
Formaten vorliegen. 
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Die Gründe, aus denen es abgelehnt wird, die Informationen auszugsweise oder vollständig in der ge-
wünschten Form oder dem gewünschten Format zugänglich zu machen, sind dem Antragsteller innerhalb 
der in Absatz 2 Buchstabe a) genannten Frist mitzuteilen. 
 
5) Zur Durchführung dieses Artikels tragen die Mitgliedstaaten dafür Sorge, dass 
a) Beamte verpflichtet werden, die Öffentlichkeit in dem Bemühen um Zugang zu Informationen zu un-

terstützen, 
b) Listen von Behörden öffentlich zugänglich sind und 
c) die praktischen Vorkehrungen festgelegt werden, um sicherzustellen, dass das Recht auf Zugang zu 

Umweltinformationen wirksam ausgeübt werden kann, wie: 
- Benennung von Auskunftsbeamten, 
- Aufbau und Unterhaltung von Einrichtungen zur Einsichtnahme in die gewünschten Informationen, 
- Verzeichnisse oder Listen betreffend Umweltinformationen im Besitz von Behörden oder Informati-

onsstellen mit klaren Angaben, wo solche Informationen zu finden sind. 
 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Behörden die Öffentlichkeit angemessen über die ihr aus dieser 
Richtlinie erwachsenden Rechte unterrichten und hierzu in angemessenem Umfang Informationen, Orientie-
rung und Beratung bieten. 
 
 

Artikel 4 
Ausnahmen 

(1) Die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass ein Antrag auf Zugang zu Umweltinformationen in folgenden 
Fällen abgelehnt wird: 

a) Die gewünschte Information ist nicht bei der Behörde, an die der Antrag gerichtet ist, vorhanden und 
wird auch nicht für diese bereitgehalten. In diesem Fall leitet die Behörde, falls ihr bekannt ist, dass die 
betreffende Information bei einer anderen Behörde vorhanden ist oder für diese bereitgehalten wird, 
den Antrag möglichst rasch an diese andere Behörde weiter und setzt den Antragsteller hiervon in 
Kenntnis oder informiert ihn darüber, bei welcher Behörde er diese Informationen ihres Erachtens bean-
tragen kann. 

b) Der Antrag ist offensichtlich missbräuchlich. 
c) Der Antrag ist unter Berücksichtigung von Artikel 3 Absatz 3 zu allgemein formuliert. 
d) Der Antrag betrifft Material, das gerade vervollständigt wird, oder noch nicht abgeschlossene Schriftstü-

cke oder noch nicht aufbereitete Daten. 
e) Der Antrag betrifft interne Mitteilungen, wobei das öffentliche Interesse an einer Bekanntgabe dieser 

Informationen zu berücksichtigen ist. 
Wird die Ablehnung damit begründet, dass der Antrag Material betrifft, das gerade vervollständigt wird, so 
benennt die Behörde die Stelle, die das Material vorbereitet, sowie den voraussichtlichen Zeitpunkt der Fer-
tigstellung. 
 
(2) Die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass ein Antrag auf Zugang zu Umweltinformationen abgelehnt 
wird, wenn die Bekanntgabe negative Auswirkungen hätte auf: 
a) die Vertraulichkeit der Beratungen von Behörden, sofern eine derartige Vertraulichkeit gesetzlich vor-

gesehen ist; 
b) internationale Beziehungen, die öffentliche Sicherheit oder die Landesverteidigung; 
c) laufende Gerichtsverfahren, die Möglichkeiten einer Person, ein faires Verfahren zu erhalten, oder die 

Möglichkeiten einer Behörde, Untersuchungen strafrechtlicher oder disziplinarischer Art durchzuführen; 
d) Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse, sofern diese durch einzelstaatliches oder gemeinschaftliches 

Recht geschützt sind, um berechtigte wirtschaftliche Interessen, einschließlich des öffentlichen Interes-
ses an der Wahrung der Geheimhaltung von statistischen Daten und des Steuergeheimnisses, zu 
schützen; 



UmweltR  1.1.3.2 

 
4 

Version 04/2007
Vorschriftensammlung der Gewerbeaufsicht Baden-Württemberg

 

e) Rechte an geistigem Eigentum; 
f) die Vertraulichkeit personenbezogener Daten und/oder Akten über eine natürliche Person, sofern diese 

der Bekanntgabe dieser Informationen an die Öffentlichkeit nicht zugestimmt hat und sofern eine derar-
tige Vertraulichkeit nach innerstaatlichem oder gemeinschaftlichem Recht vorgesehen ist; 

g) die Interessen oder den Schutz einer Person, die die beantragte Information freiwillig zur Verfügung 
gestellt hat, ohne dazu gesetzlich verpflichtet zu sein oder verpflichtet werden zu können, es sei denn, 
dass diese Person der Herausgabe der betreffenden Information zugestimmt hat; 

h) den Schutz der Umweltbereiche, auf die sich die Informationen beziehen, wie z. B. die Aufenthaltsorte 
seltener Tierarten. 

Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Ablehnungsgründe sind eng auszulegen, wobei im Einzelfall das 
öffentliche Interesse an der Bekanntgabe zu berücksichtigen ist. In jedem Einzelfall wird das öffentliche Inte-
resse an der Bekanntgabe gegen das Interesse an der Verweigerung der Bekanntgabe abgewogen. Die 
Mitgliedstaaten dürfen aufgrund des Absatzes 2 Buchstaben a), d), f), g) und h) nicht vorsehen, dass ein 
Antrag abgelehnt werden kann, wenn er sich auf Informationen über Emissionen in die Umwelt bezieht. 
Die Mitgliedstaaten stellen in diesem Rahmen und für die Anwendung der Bestimmung des Buchstaben f) 
sicher, dass die Anforderungen der Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
24. Oktober 1995 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und 
zum freien Datenverkehr (1) eingehalten werden. 
 
3) Sieht ein Mitgliedstaat Ausnahmen vor, so kann er einen öffentlich zugänglichen Kriterienkatalog erarbei-
ten, anhand dessen die betreffende Behörde über die Behandlung eines Antrags entscheiden kann. 
 
(4) Bei den Behörden vorhandene oder für diese bereitgehaltene Umweltinformationen, zu denen Zugang 
beantragt wurde, sind auszugsweise zugänglich zu machen, sofern es möglich ist, unter die Ausnahmebe-
stimmungen von Absatz 1 Buchstaben d) und e) oder Absatz 2 fallende Informationen von den anderen 
beantragten Informationen zu trennen. 
 
(5) Die Weigerung, beantragte Informationen auszugsweise oder vollständig zugänglich zu machen, ist dem 
Antragsteller in Schriftform oder auf elektronischem Wege, wenn der Antrag selbst schriftlich gestellt wurde 
oder wenn der Antragsteller darum ersucht hat, innerhalb der in Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe a) oder gege-
benenfalls Buchstabe b) genannten Frist mitzuteilen. In der Mitteilung sind die Gründe für die Verweigerung 
der Information zu nennen, und der Antragsteller ist über das Beschwerdeverfahren nach Artikel 6 zu unter-
richten. 
 
 

Artikel 5 
Gebühren 

(1) Der Zugang zu öffentlichen Verzeichnissen oder Listen, die gemäß Artikel 3 Absatz 5 eingerichtet und 
geführt werden, und die Einsichtnahme in die beantragten Informationen an Ort und Stelle sind gebührenfrei. 
 
(2) Die Behörden können für die Bereitstellung von Umweltinformationen eine Gebühr erheben, die jedoch 
eine angemessene Höhe nicht überschreiten darf. 
 
(3) Sofern Gebühren erhoben werden, veröffentlichen die Behörden ein entsprechendes Gebührenverzeich-
nis sowie Informationen über die Umstände, unter denen eine Gebühr erhoben oder erlassen werden kann, 
und machen dies den Antragstellern zugänglich. 
 
 
                                                      
1) ABl. L 281 vom 23.11.1995, S. 31. 
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Artikel 6 
Zugang zu den Gerichten 

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass ein Antragsteller, der der Ansicht ist, sein Antrag auf Zugang zu 
Informationen sei von einer Behörde nicht beachtet, fälschlicherweise (ganz oder teilweise) abgelehnt, unzu-
länglich beantwortet oder auf andere Weise nicht in Übereinstimmung mit den Artikeln 3, 4 oder 5 bearbeitet 
worden, Zugang zu einem Verfahren hat, in dessen Rahmen die Handlungen oder Unterlassungen der 
betreffenden Behörde von dieser oder einer anderen Behörde geprüft oder von einer auf gesetzlicher 
Grundlage geschaffenen unabhängigen und unparteiischen Stelle auf dem Verwaltungsweg überprüft wer-
den können. Dieses Verfahren muss zügig verlaufen und darf keine oder nur geringe Kosten verursachen. 
 
(2) Ferner stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass der Antragsteller neben dem Überprüfungsverfahren nach 
Absatz 1 auch Zugang zu einem Überprüfungsverfahren, in dessen Rahmen die Handlungen oder Unterlas-
sungen der Behörde überprüft werden können, und zwar vor einem Gericht oder einer anderen auf gesetzli-
cher Grundlage geschaffenen unabhängigen und unparteiischen Stelle hat, deren Entscheidungen endgültig 
sein können. Die Mitgliedstaaten können des Weiteren vorsehen, dass Dritte, die durch die Offenlegung von 
Informationen belastet werden, ebenfalls Rechtsbehelfe einlegen können. 
 
(3) Nach Absatz 2 getroffene endgültige Entscheidungen sind für die Behörde, die über die Informationen 
verfügt, verbindlich. Die Entscheidung ist schriftlich zu begründen, zumindest dann, wenn der Zugang zu 
Informationen nach diesem Artikel abgelehnt wird. 
 
 

Artikel 7 
Verbreitung von Umweltinformationen 

(1) Die Mitgliedstaaten ergreifen die notwendigen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass Behörden die für 
ihre Aufgaben relevanten und bei ihnen vorhandenen oder für sie bereitgehaltenen Umweltinformationen 
aufbereiten, damit eine aktive und systematische Verbreitung in der Öffentlichkeit erfolgen kann, insbeson-
dere unter Verwendung von Computer-Telekommunikation und/oder elektronischen Technologien, soweit 
diese verfügbar sind. 
Die unter Verwendung von Computer-Telekommunikation und/oder elektronischen Technologien zugänglich 
gemachten Informationen müssen nicht Daten umfassen, die vor Inkrafttreten dieser Richtlinie erhoben wur-
den, es sei denn, diese Daten sind bereits in elektronischer Form vorhanden. 
Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass Umweltinformationen zunehmend in elektronischen Datenbanken 
zugänglich gemacht werden, die der Öffentlichkeit über öffentliche Telekommunikationsnetze leicht zugäng-
lich sind. 
 
(2) Die Informationen, die zugänglich zu machen und zu verbreiten sind, werden gegebenenfalls aktualisiert 
und umfassen zumindest Folgendes: 
a) den Wortlaut völkerrechtlicher Verträge, Übereinkünfte und Vereinbarengen sowie gemeinschaftlicher, 

nationaler, regionaler oder lokaler Rechtsvorschriften über die Umwelt oder mit Bezug zur Umwelt; 
b) Politiken, Pläne und Programme mit Bezug zur Umwelt; 
c) Berichte über die Fortschritte bei der Umsetzung der unter Buchstaben a) und b) genannten Punkte, 

sofern solche Berichte von den Behörden in elektronischer Form ausgearbeitet worden sind oder be-
reitgehalten werden; 

d) Umweltzustandsberichte nach Absatz 3; 
e) Daten oder Zusammenfassungen von Daten aus der Überwachung von Tätigkeiten, die sich auf die 

Umwelt auswirken oder wahrscheinlich auswirken; 
f) Genehmigungen, die erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt haben, und Umweltvereinbarungen oder 

einen Hinweis darauf, wo diese Informationen im Rahmen von Artikel 3 beantragt oder gefunden wer-
den können; 
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g) Umweltverträglichkeitsprüfungen und Risikobewertungen betreffend die in Artikel 2 Nummer 1 Buch-
stabe a) genannten Umweltbestandteile oder einen Hinweis darauf, wo diese Informationen im Rahmen 
von Artikel 3 beantragt oder gefunden werden können. 

 
(3) Unbeschadet aller aus dem Gemeinschaftsrecht erwachsenden spezifischen Pflichten zur Berichterstat-
tung ergreifen die Mitgliedstaaten die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass in regelmäßigen 
Abständen von nicht mehr als vier Jahren nationale und gegebenenfalls regionale bzw. lokale Umweltzu-
standsberichte veröffentlicht werden; diese Berichte müssen Informationen über die Umweltqualität sowie 
über Umweltbelastungen enthalten. 
 
(4) Unbeschadet aller aus dem Gemeinschaftsrecht erwachsenden spezifischen Verpflichtungen treffen die 
Mitgliedstaaten die erforderlichen Vorkehrungen, um zu gewährleisten, dass Behörden im Fall einer unmit-
telbaren Bedrohung der menschlichen Gesundheit oder der Umwelt unabhängig davon, ob diese Folge 
menschlicher Tätigkeit ist oder eine natürliche Ursache hat, sämtliche ihnen vorliegenden oder für sie be-
reitgehaltenen Informationen unmittelbar und unverzüglich verbreiten, die es der eventuell betroffenen 
Öffentlichkeit ermöglichen könnten, Maßnahmen zur Abwendung oder Begrenzung von Schäden infolge 
dieser Bedrohung zu ergreifen. 
 
(5) Für die Verpflichtungen nach diesem Artikel können die Ausnahmen gemäß Artikel 4 Absätze 1 und 2 
Anwendung finden. 
 
(6) Die Mitgliedstaaten können die Anforderungen dieses Artikels erfüllen, indem sie Verknüpfungen zu In-
ternet-Seiten einrichten, auf denen die Informationen zu finden sind. 
 
 

Artikel 8 
Qualität von Umweltinformationen 

(1) Soweit möglich, gewährleisten die Mitgliedstaaten, dass alle Informationen, die von ihnen oder für sie 
zusammengestellt werden, aktuell, exakt und vergleichbar sind. 
 

(2) Auf Antrag beantworten die Behörden Anträge auf Informationen nach Artikel 2 Nummer 1 Buchstabe b), 
indem sie dem Antragsteller mitteilen, wo - sofern verfügbar - Informationen über die zur Erhebung der In-
formationen angewandten Messverfahren, einschließlich der Verfahren zur Analyse, Probenahme und Vor-
behandlung der Proben, gefunden werden können, oder indem sie auf ein angewandtes standardisiertes 
Verfahren hinweisen. 
 
 

Artikel 9 
Überprüfungsverfahren 

(1) Die Mitgliedstaaten erstatten bis zum 14. Februar 2009 Bericht über die bei der Anwendung der Richtlinie 
gewonnenen Erfahrungen. 
Sie übermitteln der Kommission ihren Bericht bis zum 14. August 2009 
Spätestens am 14. Februar 2004 übermittelt die Kommission den Mitgliedstaaten ein Dokument, in dem sie 
den Mitgliedstaaten klare Vorgaben für deren Berichterstattung macht. 
 
(2) Auf der Grundlage der Erfahrungen und unter Berücksichtigung der Entwicklungen im Bereich der Com-
puter-Telekommunikation und/oder der elektronischen Technologien erstellt die Kommission einen Bericht 
an das Europäische Parlament und den Rat und fügt ihm etwaige Änderungsvorschläge bei. 
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Artikel 10 
Umsetzung 

Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, die erforderlich sind, um dieser 
Richtlinie bis zum 14. Februar 2005 nachzukommen. Sie setzen die Kommission unverzüglich davon in 
Kenntnis. 
Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen sie in den Vorschriften selbst oder durch 
einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die 
Einzelheiten der Bezugnahme. 
 
 

Artikel 11 
Aufhebung 

Die Richtlinie 90/313/EWG wird zum 14. Februar 2005 aufgehoben. 
Bezugnahmen auf die aufgehobene Richtlinie gelten als Bezugnahmen auf die vorliegende Richtlinie und 
sind nach Maßgabe der Entsprechungstabelle im Anhang zu lesen. 
 
 

Artikel 12 
Inkrafttreten 

Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 
 
 

Artikel 13 
Adressaten 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 
 
 
 
 
 
 
Hinweis der ZSV: 
Diese Richtlinie ist am 14. Februar 2003 in Kraft getreten. 
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ANHANG  

ENTSPRECHUNGSTABELLE 

 Richtlinie 90/313/EWG  Vorliegende Richtlinie 

Artikel 1  Artikel 1 Buchstabe a) 

  Artikel 1 Buchstabe b) 

Artikel 2 
Artikel 2 

Buchstabe a) 
Buchstabe b) 

- 
- 
- 
- 

 

Artikel
Artikel
Artikel
Artikel
Artikel
Artikel

2 Nummer 1 
2 Nummer 2 
2 Nummer 3 
2 Nummer 4 
2 Nummer 5 
2 Nummer 6 

Artikel 3 
Artikel 3 
Artikel 3 
Artikel 3 

Absatz 1 
Absatz 2 
Absatz 3 
Absatz 4 

-  

-  

-  

Artikel
Artikel
Artikel
Artikel
Artikel
Artikel
Artikel

3 Absätze 1 und 5 
4 Absätze 2 und 4 
4 Absatz 1 Buchstaben b), c), d) und e) 
3 Absatz 2 und Artikel 4 Absatz 5 
4 Absatz 1 Buchstabe a) 
3 Absatz 3 
3 Absatz 4 

Artikel 4 
- 

 
Artikel
Artikel

6 Absätze 1 und 2 
6 Absatz 3 

Artikel 5 
- 
- 

 
Artikel
Artikel
Artikel

5 Absatz 1 
5 Absatz 2 
5 Absatz 3 

Artikel 6  Artikel 2 Nummer 2 Buchstabe c); Artikel 3, Absatz 1 

Artikel 7 
- 
- 
- 

 

Artikel
Artikel
Artikel
Artikel

7 Absätze 1, 2 und 3 
7 Absatz 4 
7 Absatz 5 
7 Absatz 6 

-  Artikel 8 

Artikel 8  Artikel 9 

Artikel 9  Artikel 10 

Artikel 10 Artikel 13 

-  Artikel 11 

-  Artikel 12 

 
 


